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Teil 1: Grundlagen 

A. Einleitung 

I. Allgemeine Einführung in die Thematik 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen der Elternschaft einer alleinstehenden Frau, die unter Zuhilfenahme 
einer Samenspende zustande kommen soll. 

Diese Thematik ist von aktueller Relevanz, da sie durch die modernen Entwick-
lungen der Reproduktionsmedizin erst ermöglicht wurde und in den letzten Jahren 
an Umfang und Bedeutung gewonnen hat. Themen wie Elternschaft und die Zeu-
gung von Kindern sind für jede Gesellschaft von erheblicher Bedeutung, bilden 
sie doch die Basis für das Bestehen und die Fortführung jeglicher auf Dauer an-
gelegten Gemeinschaft. Auch in der heutigen schnelllebigen Zeit, in der die Mit-
glieder einer leistungsorientierten Gesellschaft nach Wohlstand und Konsum stre-
ben, gilt die Gründung einer Familie, verbunden mit dem Hervorbringen eigener 
Kinder, vielfach als Lebensziel, wenn nicht gar als sinnstiftendes Element des 
Lebens überhaupt.1 So beschreiben viele Personen die Entstehung neuen Lebens 
und die Existenz ihrer Kinder als das größte Glück auf Erden. Möglicherweise ist 
es sowohl die Aussicht auf dieses Glück als auch der allen Lebewesen einpro-
grammierte Arterhaltungstrieb, der in vielen Menschen einen tief verwurzelten 
Kinderwunsch erzeugt. Dieser Kinderwunsch traf und trifft zu allen Zeiten auf 
die jeweiligen gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen. Dabei 
galt lange Zeit die ehebasierte Familie bestehend aus Vater, Mutter und Kind/ern 
als Kernzelle der Gesellschaft. Dieses Familienideal zeichnet sich auch in den 
Entscheidungen des BVerfG ab, welches noch im Jahr 1987 die Ehe als „alleinige 
Grundlage einer vollständigen Familiengemeinschaft“ bezeichnete, und sie als 
„Voraussetzung für die bestmögliche körperliche, geistige und seelische Entwick-
lung von Kindern“ ansah.2 Diese Auffassung von „Familie“ war im Laufe der 
Jahre einem Wandel unterworfen. Dies belegen der Anstieg der nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften sowie die gesellschaftliche Akzeptanz homosexueller und 
–––––––– 
1 Rüsken, NJW 1998, S. 1745 (1749); Müller, GesR 2008, S. 573 (574). 
2 BVerfGE 76, S. 1 (51); BVerfGE 25, S. 167 (196). 
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lesbischer Verpaarungen. Diesem gesellschaftlichen Wandel steht aber die unver-
änderte Biologie der Frau gegenüber, ist doch die Möglichkeit der Realisierung 
ihres Kinderwunsches, die gerne in das Bild der biologischen Uhr gekleidet wird, 
auf ihre fruchtbare Zeit beschränkt. Dies ist der Zeitraum von der Menarche (erste 
Regel mit ca. 13 Jahren) bis zur Menopause im Alter von etwa 43 Jahren, wobei 
die Wahrscheinlichkeit, auf natürliche Weise schwanger zu werden, ab einem Al-
ter von 30 Jahren zunehmend geringer wird.3 Das bedeutet, dass häufig Frauen, 
welche studieren, den Weg ins Berufsleben finden und erste Karrierestufen er-
klimmen wollen, ihre fruchtbarsten Jahre zur Fortpflanzung ungenutzt verstrei-
chen lassen, sodass ihnen in der Mitte ihrer dreißiger Jahre nur noch ein relativ 
kurzes Zeitfenster zur Realisierung des Kinderwunsches auf natürliche Weise mit 
einem Partner verbleibt. Steht in diesem Zeitraum ein passender Partner aber nicht 
zur Verfügung, so mussten Frauen in früheren Jahren entweder auf die Erfüllung 
des Kinderwunsches verzichten, was oftmals eine lebenslange, ungestillte und 
leidvolle Sehnsucht erzeugte. Als Alternative blieb der auf die Zeugung eines 
Kindes ausgerichtete Beischlaf mit einem nicht darüber eingeweihten Mann, was 
gesellschaftlich kaum akzeptiert wurde.  

Heutzutage ermöglichen die Methoden der modernen Reproduktionsmedizin die 
Entkoppelung von Partnerschaft und Fortpflanzung. Nunmehr ist es medizinisch 
möglich, dass sich eine alleinstehende Frau zur Erfüllung des Kinderwunsches 
einer ärztlich assistierten Befruchtung unter heterologer Verwendung einer Sa-
menspende unterzieht. Dieser medizinischen Möglichkeit steht aber eine bisher 
ungeklärte rechtliche Ausgangslage gegenüber, welche den Großteil der Ärzte-
schaft bisher darin hemmt, den Zugang zu den ärztlich assistierten Befruchtungs-
methoden auch alleinstehenden Frauen zu eröffnen. In der vorliegenden Arbeit 
werden die Ursprünge dieser Rechtsunsicherheit beleuchtet, und es wird der 
Frage nachgegangen, wie diese behoben werden könnte. 

Darüber hinaus soll aber auch auf die Motive der Wunschmutter für die Gründung 
einer Familienform eingegangen werden, in welcher die Frau sich von vornherein 
bewusst dafür entscheidet, ein Kind ohne Vater aufzuziehen. Doch nicht nur die 
Beweggründe der Mütter sind zu untersuchen, sondern vor allem die möglichen 
Auswirkungen auf die so gezeugten Kinder sollen in den Fokus der Betrachtun-
gen gerückt werden. Als zentraler Prüfstein dient dabei das Kindeswohl, dessen 

–––––––– 
3 Siehe American Society for Reproductive Medicine, Age and Fertility 2012, S. 4, http://www.ca-
re4ba.com/uploads/Age_and_Fertility_ASRM.pdf (zuletzt aufgerufen am 07.07.2018); Raith-Paula/Frank-
Herrmann/Freundl/Strowitzki, S. 159. 
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Beeinträchtigung als wesentliches Argument gegen den Zugang alleinstehender 
Frauen zu den Methoden der Reproduktionsmedizin ins Feld geführt werden 
könnte. Um die Thematik umfassend darstellen zu können, werden neben den 
rechtlichen auch die gesellschaftlichen, medizinischen und sozialen Aspekte be-
leuchtet. 

Brisanter wird die Thematik noch vor dem Hintergrund des am 1. Juli 2018 in 
Kraft getretenen § 1600d Abs. 4 BGB, welcher regelt, dass der Samenspender, 
der seinen Samen einer offiziellen Entnahmeeinrichtung im Sinne von § 2 Abs. 1 
S. 1 Samenspenderregistergesetz zur Verfügung gestellt hat,4 nicht als Vater des 
unter Zuhilfenahme seines Samens gezeugten Kindes festgestellt werden kann. 
Ist diese Regelung jedoch abhängig vom Vorhandensein eines, die Vaterschaft 
anerkennenden Partners der Mutter oder gilt sie auch für die Freistellung des of-
fiziellen Samenspenders, dessen Samen der Befruchtung einer alleinstehenden 
Frau dient?  

Und, falls man letzteres bejahen wollte, könnte dann nicht auch erwogen werden, 
ebenfalls den Ausschluss der Vaterschaftsfeststellung für den privaten Samen-
spender zu verlangen? 

In diesem Zusammenhang wird auch näher auf das in § 4 Abs. 1 Nr. 3 ESchG 
geregelte Verbot der postmortalen Befruchtung einzugehen sein, da der Gesetz-
geber hier eine Konstellation, in der sich eine Frau den Kinderwunsch auch ohne 
das Vorhandensein eines Partners erfüllen möchte, explizit verboten hat. Im Zuge 
der Überlegungen zur rechtlichen Einelternschaft sollen die Stichhaltigkeit der 
Gründe für ein Verbot der postmortalen Befruchtung analysiert und Parallelen zu 
den Bewertungen der rechtlichen Einelternschaft gezogen werden.  

II. Begriff der Einelternschaft und des Alleinerziehens 

In der Fachliteratur werden die Begriffe Einelternschaft, Einelternfamilie und Al-
leinerziehende weitgehend synonym gebraucht.5 Diese Begriffe besitzen keine 
allgemeingültige Definition.6 Vielmehr existiert je nach Geltungsbereich und 
Blickwinkel eine Fülle an verschiedenen Definitionen, die versuchen, die Rechts- 

–––––––– 
4 Nachfolgend wird der Samenspender, der seinen Samen einer offiziellen Entnahmeeinrichtung im Sinne 
von § 2 Abs. 1 S. 1 Samenspenderregistergesetz zur Verfügung gestellt hat als „offizieller Samenspender“ 
bezeichnet. 
5 Nave-Herz/Krüger, S. 31; Peuckert, S. 346; Lenze/Funke, S. 6. 
6 Achatz, NZFam 2016, S. 213. 
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und Lebensformen der Einelternschaft zu erklären und zu bestimmen. Dies erfor-
dert in der Analyse jeweils ein sehr genaues Eingehen auf die tatsächlichen Rah-
menbedingungen und eine entsprechende Differenzierung. 

Im Gegensatz zu den oben verwendeten drei Begriffen haftete dem Umstand, dass 
ein Elternteil alleine ein Kind großzieht, auch bei der Begriffsfindung für diese 
Familienform sehr häufig eine negative Konnotation an. In diesem Zusammen-
hang werden nicht selten Begriffe verwendet, die eine wertende und defizitorien-
tierte Ausrichtung besitzen. Einelternfamilien wurden in der Vergangenheit häu-
fig als unvollständige, Halb-, Rest-, Teil-, Non-Standard- oder broken home Fa-
milien7 bezeichnet, die von den intakten und vollständigen Kernfamilien, beste-
hend aus Vater, Mutter und Kind, unterschieden wurden.8 Dem lag, wie schon in 
der Einleitung gezeigt, ein Weltbild zugrunde, wonach als „normal“ nur diejenige 
Familie galt, welche aus Vater, Mutter und Kind bestand.  

Für ein besseres Verständnis dieser Arbeit ist die differenzierte Herausarbeitung 
einer einheitlichen Terminologie, welche auch die Entstehungsweise der Einel-
ternschaft erkennen lässt, elementar wichtig, da nur so eine genaue Analyse der 
Lebenswirklichkeiten vorgenommen werden kann.  

1. Einelternschaft 

Der Begriff der Einelternschaft ist bei genauerer Betrachtung ein Oxymoron. Die 
Widersprüchlichkeit besteht darin, dass schon in dem Wort „Elternschaft“ ein 
Plural mitschwingt, da Eltern sich von alters her aus zwei Personen zusammen-
setzen. Der Begriff „Eineltern“ hingegen weist darauf hin, dass hier lediglich ein 
Elternteil die gesamtelterlichen Aufgaben übernimmt. Die Lebensform der Einel-
ternschaft ist kein Novum. Die Art und Weise, wie eine Einelternschaft zustande 
kommt, beinhaltet wichtige Implikationen für die Bewertung der Einelternschaft 
infolge künstlicher Befruchtung einer alleinstehenden Frau. Daher sollen, um die 
Einelternschaft einer alleinstehenden Frau aufgrund einer Samenspende in ihrer 
rechtlichen Bedeutung analysieren und bewerten zu können, der Begriff der recht-
lichen und der sozialen Einelternschaft eingeführt werden.  

–––––––– 
7 Nave-Herz/Krüger, S. 32; Rauchfleisch, S. 22; Peuckert, S. 346; Napp-Peters, S. 20. 
8 Rauchfleisch, S. 22; Nave-Herz/Krüger, S. 32. 
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 Soziale Einelternschaft 

Der Begriff der sozialen Einelternschaft orientiert sich an dem Verständnis und 
den Fragestellungen der Sozialwissenschaften. In der sozialwissenschaftlichen 
Literatur und nach dem Lebensformenkonzept des Mikrozensus,9 welcher in 
Deutschland eine wichtige statistische Basisdatenlage bietet, sind Alleinerzie-
hende Mütter und Väter, die ohne Ehe- oder Lebenspartner/-in mit ihren minder- 
oder volljährigen Kindern in einem Haushalt zusammenleben.10 Elternteile mit 
Lebenspartner/-in im Haushalt zählen zu den Lebensgemeinschaften mit Kin-
dern.11 Diese Lebensform bezeichnet die amtliche Statistik auch als „Ein-Eltern-
Haushalte“.12 Allerdings konkretisieren die Begrifflichkeiten weder den Um-
stand, der zur (sozialen) Einelternschaft geführt hat noch deren jeweiligen recht-
lichen Status. 

Unter der sozialen Einelternschaft soll nach dem Verständnis dieser Arbeit daher 
jene Familienform begriffen werden, in der ein Elternteil infolge einer Trennung, 
Scheidung oder durch den Tod des Partners mit einem oder mehreren minderjäh-
rigen Kind/ern in einem Haushalt zusammenlebt, in der das Kind oder die Kinder 
keinen bzw. keinen nennenswerten Kontakt zum anderen Elternteil unterhält/en 
und folglich die Verantwortung für die Erziehung und die Sorge um den Nach-
wuchs weitestgehend bei lediglich einem Elternteil verbleibt. Ebenfalls der sozi-
alen Einelternschaft zuzuordnen sind damit Elternschaften, die in Unkenntnis der 
Identität des Vaters entstehen, wie dies bei sogenannten „One Night Stands“ vor-
kommen kann. In Fällen sozialer Einelternschaft existiert zwar in aller Regel ein 
zweiter rechtlicher Elternteil, dieser nimmt jedoch wenige bis keine elterlichen 
Pflichten wahr, sodass sämtliche mit der Kindeserziehung einhergehende Verant-
wortung den mit dem Kind zusammenlebenden Elternteil trifft. Zwar können von 
der sozialen Einelternschaft grundsätzlich sowohl Väter als auch Mütter betroffen 
sein, doch beschäftigt sich diese Arbeit vornehmlich mit alleinstehenden Müttern. 
Da Frauen im Vergleich zu Männern sehr viel häufiger in der Familienform der 
sozialen Einelternschaft leben,13 liegen zu diesem Themengebiet umfangreiches 

–––––––– 
9 Der Mikrozensus ist die größte jährlich durchgeführte Haushaltsbefragung Europas, an der rund 1 Prozent 
der Haushalte in Deutschland teilnehmen. 
10 Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2015, S. 14. 
11 Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 2015, S. 14. 
12 Achatz, NZFam 2016, S. 213. 
13 Im Jahr 2014 bildeten Mütter 90 Prozent aller Alleinerziehenden, siehe Statistisches Bundesamt, Datenre-
port 2016, S. 47. 
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